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(4) 	Die Mitgliedschaft erlischt durch

	 a) Austritt und Tod,

	 b) �Ausschluss nach vorheriger Anhörung der zuständigen Bezirksstelle,

	 c) �Verlust der Bestellung für eine steuerberatende oder prüfende Tätigkeit.

		  Zu a) �Der Austritt eines Mitglieds ist unter Innehaltung einer Kündigungsfrist von  

drei Monaten zum Schluss eines jeden Kalenderjahres zulässig. Der Austritt  

ist der Geschäftsstelle mit eingeschriebenem Brief zu erklären. In besonderen  

Fällen kann der Vorstand eine verkürzte Kündigungsfrist zugestehen. Bei Tod 

erlischt die Mitgliedschaft zum Verband sofort.

		  Zu b) �Der Ausschluss kann durch Vorstandsbeschluss nach Anhörung des Betroffenen 

über solche Mitglieder verhängt werden, deren berufliches oder persönliches  

Verhalten einen wichtigen Grund zum Ausschluss gibt oder die mit ihren Bei-

trägen oder sonstigen Zahlungsverpflichtungen gegenüber dem Verband länger 

als sechs Monate im Rückstand geblieben sind. Der Ausschluss kann ferner durch 

Vorstandsbeschluss über solche Mitglieder verhängt werden, deren Verhalten 

gegen die Interessen des Verbandes verstößt; gegen einen Ausschlussbeschluss 

steht dem Betroffenen binnen 30 Tagen nach Zustellung der Entscheidung die 

Berufung an die Mitgliederversammlung mittels eingeschriebenen Briefes an die 

Geschäftsstelle zu.

		  Zu c) �Bei Verlust der Bestellung für eine steuerberatende oder prüfende Tätigkeit 

erlischt mit der Rechtskraft die Mitgliedschaft zum Verband. Bei Verzicht auf  

die Bestellung kann die Mitgliedschaft auf Antrag fortbestehen.

(5) 	�Personen, die sich um die Förderung der Verbandsinteressen und des Berufs besonders 

verdient gemacht haben, können von der Mitgliederversammlung zu Ehrenmitgliedern 

ernannt werden. Sie sind von Beiträgen und Umlagen (§ 12) befreit.

(6) 	�Die Mitgliederversammlung kann auf Vorschlag des Hauptvorstandes ein Mitglied zum 

Ehrenvorsitzenden auf Lebenszeit berufen. Der Ehrenvorsitzende ist von Beiträgen und 

Umlagen (§ 12) befreit.
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§ 1 �Name und Sitz
 

(1)	� Der Verband führt die Bezeichnung „Steuerberaterverband Düsseldorf e.V. –  

Verband der steuerberatenden und prüfenden Berufe”. Er ist im Vereinsregister beim 

Amtsgericht Düsseldorf eingetragen und wird im Folgenden „Verband” genannt.

(2) 	�Der Verband hat seinen Sitz in Düsseldorf.

§ 2 �Aufgabe
 

Es ist Aufgabe des Verbandes,

1.	� für seinen Bereich die standespolitischen Interessen des Berufs zu vertreten,  

insbesondere

	 a) �das gemeinsame Berufsverständnis aller in den Bereichen Steuer, Wirtschaft und  

Recht tätigen gleichartigen Berufe und deren partnerschaftliches Zusammenwirken als 

Berufsgruppen wie in Praxisgemeinschaften ihrer verschiedenen Mitglieder zu fördern 

und

	 b) �durch seine Mitglieder aktiv in den Einrichtungen der beruflichen Selbstverwaltung  

und bei der Erfüllung deren Aufgaben mitzuwirken,

2. 	� die beruflichen und sozialen Belange seiner Mitglieder zu wahren und zu fördern,

3. 	� für seine Mitglieder und deren Mitarbeiter Berufsförderungsmaßnahmen,  

insbesondere auf den Gebieten Steuer- und Wirtschaftsrecht, Betriebswirtschaft und 

Prüfungswesen, auszurichten und an einer qualifizierenden Ausbildung des Berufs- 

nachwuchses mitzuwirken,

4. 	� bei Bedarf besondere Einrichtungen berufsbezogener Weiterbildung zu schaffen.

§ 3 Mitgliedschaft
 

(1)	� Mitglieder des Verbandes können alle Angehörigen der steuerberatenden und prüfenden 

Berufe (Steuerberater, Steuerbevollmächtigte, vereidigte Buchprüfer, Wirtschaftsprüfer, 

Rechtsanwälte) sein.

(2)	� Die Mitgliedschaft zum Verband ist freiwillig.

(3) 	�Der Beitritt ist bei der Geschäftsstelle schriftlich oder in Textform zu beantragen.

(�Fassung vom 25.11.1963, zuletzt geändert durch Beschluss der Mitgliederversammlung  

vom 09.07.2019)
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§ 6 �Organe, Bezirks- und Ortsstellen
 

(1)	�� Organe des Verbandes sind: 

die Mitgliederversammlung, 

der Hauptvorstand, 

der Geschäftsführende Vorstand.

(2) 	�Der Verband gliedert sich in Bezirksstellen. Diese entsprechen den Bezirken  

der Veranlagungsfinanzämter nach folgender Zuordnung:

	 a)	Bezirksstelle Düsseldorf

		  3 ��Finanzamtsbezirke Düsseldorf-Altstadt, Düsseldorf-Mitte, Düsseldorf-Nord,  

Düsseldorf-Süd, Neuss

	 b) Bezirksstelle Duisburg

	 	3 ��Finanzamtsbezirke Duisburg-Hamborn, Duisburg-Süd, Duisburg-West, Dinslaken, 

Mülheim, Oberhausen-Nord, Oberhausen-Süd

	 c) Bezirksstelle Essen

	 	3 ��Finanzamtsbezirke Essen Nord/Ost, Essen-Süd

	 d) Bezirksstelle Krefeld

	 	3 ��Finanzamtsbezirke Krefeld, Kempen, Moers

	 e) Bezirksstelle Mönchengladbach

		  3 ��Finanzamtsbezirke Mönchengladbach, Grevenbroich, Viersen

	 f) Bezirksstelle Remscheid

	 	3 ��Finanzamtsbezirk Remscheid

	 g) Bezirksstelle Solingen

	 	3 ��Finanzamtsbezirke Solingen, Hilden

	 h) Bezirksstelle Unterer Niederrhein

	 	3 ��Finanzamtsbezirke Geldern, Kleve, Wesel

	 i) Bezirksstelle Wuppertal

	 	3 ��Finanzamtsbezirke Wuppertal-Barmen, Wuppertal-Elberfeld,  

Düsseldorf-Mettmann, Velbert

	� Für die Zuordnung eines Mitglieds zu einer Bezirksstelle ist grundsätzlich der Ort  

der beruflichen Niederlassung des Mitglieds maßgebend. Auf Antrag ist eine andere  

Zuordnung möglich. Für die Ausübung des aktiven und passiven Wahlrechts ist eine  

gewillkürte Zuordnung immer erst zum nächstfolgenden Jahresbeginn wirksam. 
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§ 4 �Rechte und Pflichten der Mitglieder
 

(1)	� Die Mitglieder haben in grundsätzlichen fachlichen und beruflichen Angelegenheiten 

Anspruch auf den Rat und die Unterstützung des Verbandes.

(2) 	�Die Mitglieder verpflichten sich, die von den Organen des Verbandes im Rahmen ihrer 

Aufgabenbereiche getroffenen Regelungen und gegebenen Weisungen zu befolgen.

(3) 	�Die Mitglieder haben dem Verband die zur Durchführung seiner Aufgaben erforderlichen 

Auskünfte zu erteilen und die notwendigen Unterlagen vorzulegen. Sie haben auf die 

von den Organen des Verbandes in Ausübung ihrer Befugnisse erlassenen Ladungen zu 

erscheinen, die verlangten Aufschlüsse zu erteilen und den zu diesem Zweck erlassenen 

Anordnungen Folge zu leisten.

(4)	� Bei persönlichen Streitigkeiten zwischen Verbandsmitgliedern sollen diese den Verband 

um Vermittlung angehen, ehe sie weitere Maßnahmen ergreifen.

(5)	� Die Mitglieder sind zur ehrenamtlichen Mitarbeit an den Aufgaben des Verbandes ver-

pflichtet. Sie können ein ihnen angetragenes Ehrenamt nur ablehnen, wenn zwingende 

Gründe vorliegen.

§ 5 �Pflichten der im Dienst des Verbandes tätigen Personen
 

(1)	� Die ehren- und hauptamtlich im Dienste des Verbandes tätigen Personen sind verpflichtet, 

über persönliche Verhältnisse, Einrichtungen sowie Geschäfts- und Betriebsverhältnisse 

und -vorgänge, die in Ausübung ihrer dienstlichen Verrichtungen zu ihrer Kenntnis gelan-

gen, Verschwiegenheit zu bewahren.

(2) 	�Die Tätigkeit in den Organen ist, soweit die Satzung nichts anderes bestimmt, ehrenamt-

lich. Die Gewährung von Aufwandsentschädigungen und Sitzungsgeldern sowie der Ersatz 

von Reisekosten und Auslagen richtet sich nach den Regelungen gem. § 7 Abs. (1) Nr. 5 

der Satzung.

(3) 	�Scheidet eine im Dienst des Verbandes tätige Person vor Ablauf ihrer Amtszeit aus,  

so wird der Nachfolger für den Rest der Amtszeit berufen.
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(2)	� Die ordentliche Mitgliederversammlung findet alljährlich statt. Außerordentliche Ver-

sammlungen sind nach dem Ermessen des Hauptvorstandes oder auf schriftlich oder in 

Textform begründeten Antrag von mindestens 25% der Gesamtmitglieder einzuberufen. 

Ort, Zeit und Tagesordnung bestimmt der Hauptvorstand. Die Einladung ergeht schriftlich 

oder in Textform unter Mitteilung der Tagesordnung seitens der Geschäftsstelle mit einer 

Mindestfrist von vier Wochen. In dringenden Fällen – ausgenommen Wahlen – kann die 

Einladungsfrist bis auf drei Wochen verkürzt werden. Der Tag des Versandes der Einladung 

und der Tag der Mitgliederversammlung werden nicht in diese Fristen einbezogen.

(3)	� Auf Antrag von mindestens 10% der Gesamtmitglieder sind zusätzliche Punkte auf die  

Tagesordnung zu setzen. Ein solcher Antrag muss schriftlich oder in Textform und mit 

einer Begründung versehen mindestens drei Wochen, bei abgekürzter Einladungsfrist min- 

destens zehn Tage vor der Mitgliederversammlung in der Geschäftsstelle des Verbandes 

eingegangen sein. Die Ergänzung der Tagesordnung ist allen Mitgliedern mindestens zehn 

Tage vor dem Tag der Mitgliederversammlung schriftlich oder in Textform bekannt  

zu geben; § 7 Abs. (2) letzter Satz gilt sinngemäß.

(4)	� Den Vorsitz in der Mitgliederversammlung führt der 1. Vorsitzende, bei seiner Verhinde-

rung einer der stellvertretenden Vorsitzenden. Über Ergänzungsanträge, die später als 

drei Wochen oder – bei abgekürzter Einladungsfrist – später als zehn Tage vor Beginn der 

Mitgliederversammlung bei der Geschäftsstelle eingehen, muss beraten und beschlossen 

werden, wenn zwei Drittel der Anwesenden zustimmen. Die Mitgliederversammlung ist bei 

ordnungsmäßiger Einberufung in jedem Fall beschlussfähig. 

	� Über den Verlauf der Mitgliederversammlung ist eine Niederschrift aufzunehmen, in der 

Art und Inhalt der Beschlussfassung festzulegen sind. Die Niederschrift ist vom Leiter der 

Mitgliederversammlung und dem Protokollführer zu unterzeichnen; die Mitglieder haben 

das Recht, die Niederschrift in der Geschäftsstelle des Verbandes einzusehen.

(5)	� Jedes in der Mitgliederversammlung anwesende Mitglied hat eine Stimme.  

Stimmrechtsübertragungen sind unzulässig.

(6)	� Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst.  

Stimmengleichheit gilt als Ablehnung. Für Änderungen der Satzung, der Wahlordnung,  

der Beitragsordnung und die Abberufung einzelner oder aller Mitglieder des Geschäfts-

führenden Vorstandes ist die Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen Stimmen  

erforderlich. Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen. Die bei der  

Angelegenheit beteiligten Mitglieder sind bei einer Beschlussfassung ausgeschlossen;  

das gilt nicht für die Wahlen.

8 Satzung 9

	� Innerhalb der Bezirksstellen können Ortsstellen gebildet werden. Über die Errichtung 

und die Abgrenzung der Ortsstellen beschließt der Hauptvorstand. Die Bezirksstellen 

und Ortsstellen dienen der Pflege der Berufsgemeinschaft und haben die Bestrebungen 

des Verbandes in ihrem Bereich zu fördern. Zu grundsätzlichen Fragen von überörtlicher 

Bedeutung dürfen die Bezirks- und Ortsstellen nach außen hin keine Stellung nehmen. 

Beschlüsse, die für ihre Mitglieder bindend sind, können die Bezirks- und Ortsstellen  

nicht fassen.

(3) 	�Der Vorstand der Bezirksstellen wird aus dem Bezirksstellenleiter, seinem Stellvertreter 

und den Ortsstellenleitern gebildet. Die Bezirksstellenleiter und ihre Stellvertreter werden 

in einer Bezirksstellenversammlung, die Ortsstellenleiter in einer Ortsstellenversammlung  

gewählt. Die Amtsdauer beträgt vier Jahre. Wiederwahl ist zulässig. Bei vorzeitigem Aus-

scheiden aus dem Amt ist innerhalb eines Jahres eine Bezirksstellenveranstaltung einzu-

berufen. Diese wählt für die verbleibende Amtsperiode einen Nachfolger. Die Amtszeit der 

Bezirksstellenvorstände muss mit der des Hauptvorstandes zeitlich zusammenfallen.

§ 7 Mitgliederversammlung
 

(1) 	�An der Mitgliederversammlung sind sämtliche Mitglieder des Verbandes teilnahme- 

berechtigt. Der Beschlussfassung durch die Mitgliederversammlung unterliegen  

insbesondere folgende Punkte:

	 1.	�Satzungsänderungen, die Wahlordnung und die Beitragsordnung sowie  

deren Änderungen,

	 2.	Wahl des Geschäftsführenden Vorstandes,

	 3.	Festsetzung von Mitgliedsbeiträgen und Umlagen,

	 4.	�Beschlüsse und Genehmigungen zum Jahresabschluss, zum Rechnungsprüfungsbericht 

und zum Haushaltsplan,

	 5.	�Festlegung der Regeln für die Aufwandsentschädigungen und Sitzungsgelder sowie über 

die Vergütung der Sach- und Reisekosten, die an im Dienst oder Auftrag des Verbandes 

ehrenamtlich tätige Personen geleistet werden,

	 6. �die Entlastung des Hauptvorstandes und bei Teil- oder Nichtentlastung die  

Entscheidung über die Erhebung von Ersatzansprüchen,

	 7.	� Bestellung von zwei Rechnungsprüfern und zwei Stellvertretern, die nicht dem  

Hauptvorstand, dem Geschäftsführenden Vorstand und dem Finanzausschuss  

angehören dürfen,

	 8.	Entscheidung über Berufungen gegen Ausschluss von Mitgliedern gem. § 3 Abs. (4) b).
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(7)	� Die Zugehörigkeit endet mit dem Erlöschen der Mitgliedschaft zum Verband oder mit Ein- 

tritt der unter Abs. (2) a) und b) genannten Fälle, welche die Wählbarkeit ausschließen. 

Scheidet ein Bezirksstellenleiter, der nicht dem Geschäftsführenden Vorstand angehört, 

während seiner Amtszeit aus dem Hauptvorstand aus, findet eine Neuwahl gemäß § 6  

Abs. (3) Satz 5 und 6 statt. Der Hauptvorstand kann für die Zeit bis zur nächsten Bezirks-

stellenveranstaltung eine Neuwahl nach den Grundsätzen der Abs. (1) bis (5) vornehmen. 

Scheidet ein Geschäftsführender Vorstand während seiner Amtszeit aus dem Hauptvorstand  

aus, so kann der Hauptvorstand für die Zeit bis zur nächsten Mitgliederversammlung eine 

Neuwahl nach den Grundsätzen der Abs. (1) bis (5) vornehmen. Eine Neuwahl muss statt-

finden, sobald drei oder mehr Hauptvorstandsmitglieder ausgeschieden sind.

(8)	� Über die Sitzungen und Beschlüsse des Hauptvorstandes ist eine Niederschrift aufzuneh-

men, in der Art und Umfang der Beschlussfassung festzulegen sind. Die Niederschrift ist von 

dem Vorsitzenden und dem Protokollführer zu unterzeichnen und alsbald zu genehmigen.

§ 8a Geschäftsführender Vorstand
 

(1)	� Der Geschäftsführende Vorstand behandelt als innerer Führungskreis des Hauptvorstandes 

alle Grundsatzfragen der verbandlichen Aufgaben bis zur Entscheidungsreife und führt 

die Geschäfte des Verbandes. Es werden Sachgebiete gebildet und den Mitgliedern des 

Geschäftsführenden Vorstandes verantwortlich zugeordnet.

(2)	� Das Amt des Bezirksstellenleiters schließt die Wahl in den Geschäftsführenden Vorstand 

nicht aus.

§ 9 Ausschüsse, Arbeitskreise, Finanzausschuss, Jahresabschluss
 

(1)	� Der Hauptvorstand kann Ausschüsse und Arbeitskreise einsetzen und ihre Richtlinien 

bestimmen. Er hat einen Finanzausschuss einzusetzen. 

(2)	� Der Finanzausschuss besteht aus fünf Mitgliedern, die nicht dem Hauptvorstand ange-

hören dürfen und die auf die Dauer von vier Jahren durch die Mitgliederversammlung 

gewählt werden; Wiederwahl ist zulässig. Der Finanzausschuss erstellt im Einvernehmen 

mit dem Geschäftsführenden Vorstand den Jahresabschluss und den Haushaltsplan des 

Verbandes sowie die Regeln für die Aufwandsentschädigungen und Sitzungsgelder sowie 

die Vergütung der Sach- und Reisekosten; der Vorsitzende, sonst dessen Stellvertreter, 

berichtet hierüber in der Mitgliederversammlung. Der Finanzausschuss prüft auch die Ver-

wendung der Mittel des Verbandes und berichtet hierüber in der Mitgliederversammlung.
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§ 8 Hauptvorstand
 

(1)	 Der Hauptvorstand besteht aus mindestens neun Mitgliedern.

(2)	� Der Hauptvorstand wird gebildet aus den Bezirksstellenleitern und dem in der Mit- 

gliederversammlung zu wählenden Geschäftsführenden Vorstand, bestehend aus dem  

1. Vorsitzenden und vier gleichberechtigten stellvertretenden Vorsitzenden. Vorstand i.S.d. 

§ 26 BGB ist der 1. Vorsitzende; für den Fall seiner Verhinderung vertritt ihn einer der 

stellvertretenden Vorsitzenden; die Verhinderung braucht nicht nachgewiesen zu werden. 

Wählbar sind alle Mitglieder des Verbandes, mit Ausnahme derjenigen Personen,

	 a)	�die infolge behördlicher Anordnung in der Verfügung über ihr Vermögen beschränkt 

sind, gegen die ein Berufsgerichtsverfahren eingeleitet oder gegen die öffentliche 

Klage wegen einer strafbaren Handlung erhoben wurde, welche die Unfähigkeit zum 

Bekleiden öffentlicher Ämter zur Folge haben kann,

	 b)	�gegen die in einem Berufsgerichtsverfahren auf einen Verweis, eine Geldbuße  

oder ein Berufsverbot erkannt wurde, auf die Dauer von fünf Jahren nach Rechtskraft 

des Urteils.

(3)	� Der Hauptvorstand vertritt den Verband und ist für alle Entscheidungen und Maßnahmen 

zuständig, die nicht ausdrücklich anderen Organen zugewiesen sind. Der Hauptvorstand 

bestimmt die Richtlinien, nach denen die Maßnahmen zur Erfüllung der Aufgabe des Ver-

bandes zu treffen sind. In wichtigen Fällen ist die Entscheidung der Mitgliederversamm-

lung herbeizuführen.

(4)	� Die Beschlüsse werden in Sitzungen gefasst, die der Vorsitzende nach Bedarf einberuft. 

Ort, Zeit und Tagesordnung bestimmt der Vorsitzende. Die Einladung ergeht schriftlich 

oder in Textform unter Mitteilung der Tagesordnung seitens der Geschäftsstelle zwei  

Wochen vor dem Tag der Sitzung. Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung müssen eine 

Woche vor dem Tag der Sitzung bei der Geschäftsstelle eingehen.

(5)	� Der Hauptvorstand entscheidet mit einfacher Mehrheit, bei Stimmengleichheit gibt  

die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. Bei Anwesenheit von mindestens fünf  

Mitgliedern ist der Hauptvorstand beschlussfähig.

(6)	� Die Amtsdauer des Hauptvorstandes beträgt vier Jahre; sie beginnt mit dem Schluss  

der Mitgliederversammlung, in der die Wahl vorgenommen worden ist, und endet mit  

dem Schluss der Mitgliederversammlung, in der die Neuwahl stattfindet. Wiederwahl  

ist zulässig.



§ 13 Gerichtsstand
 

Für alle Streitigkeiten, die sich im Zusammenhang mit der Mitgliedschaft zum Verband  

ergeben, insbesondere auch für die Einziehung der Beiträge und Umlagen nach § 12 der  

Satzung, gilt das Amtsgericht Düsseldorf als vereinbarter Gerichtsstand.

§ 14 Schuldenhaftung
 

Für die Verbindlichkeiten des Verbandes haftet das Vermögen des Verbandes. Soweit die Gläu-

biger daraus nicht befriedigt werden können, muss der Fehlbetrag durch Umlagen aufgebracht 

werden. Die Umlage darf die Höhe eines Halbjahresbeitrages nicht überschreiten.

§ 15 Auflösung
 

(1)	� Über die Auflösung des Verbandes kann die Mitgliederversammlung nur beschließen,  

wenn dies auf der Tagesordnung steht und mindestens 20 % der Gesamtmitglieder an  

der Mitgliederversammlung teilnehmen. Ist die Mitgliederversammlung nicht beschluss-

fähig, so ist eine neue Mitgliederversammlung mit derselben Tagesordnung einzuberufen, 

die ohne Rücksicht auf die Teilnehmerzahl beschlussfähig ist. Beschlüsse auf Auflösung 

bedürfen zu ihrer Annahme einer Mehrheit von 75 % der Anwesenden.

(2)	� Die Liquidation wird durch vom Hauptvorstand zu bestellende Liquidatoren durch- 

geführt. Über die Verwendung eines etwa verbleibenden Vermögens bestimmt die  

Mitgliederversammlung.

Satzung12 Satzung 13

§ 10 Geschäftsführung
 

(1)	� Die laufenden Aufgaben des Verbandes werden von einem oder mehreren Geschäftsführern 

nach den Weisungen des 1. Vorsitzenden durchgeführt.

(2)	� Die Geschäftsführer werden von dem 1. Vorsitzenden nach Beschluss im Hauptvorstand 

angestellt und entlassen.

(3)	� An den Sitzungen der Organe, Ausschüsse und Arbeitskreise des Verbandes können die 

Geschäftsführer mit beratender Stimme teilnehmen.

§ 11 Haushaltsplan, Rechnungslegung
 

(1)	� Der Haushaltsplan für jedes Kalenderjahr wird im Voraus, spätestens bis zum 31. Oktober, 

durch die Mitgliederversammlung verabschiedet. Bei einer voraussichtlichen Haushalts-

überschreitung im laufenden Jahr von mehr als 20 vom Hundert der Haushaltssumme ist  

in derselben Mitgliederversammlung ein Nachtragshaushalt zur Deckung der Haushalts-

überschreitung zu verabschieden.

(2)	� Die Prüfung des Jahresabschlusses wird durch zwei Rechnungsprüfer vorgenommen.  

Sie prüfen die formelle und rechnerische Richtigkeit der Rechnungslegung des Verbandes. 

Das Prüfungsergebnis ist der Mitgliederversammlung vorzutragen.

§ 12 Beiträge und Umlagen
 

(1)	� Zur Erfüllung seiner Aufgaben erhebt der Verband von seinen Mitgliedern Beiträge  

aufgrund der von der Mitgliederversammlung zu verabschiedenden Beitragsordnung;  

für einmalige Aufgaben kann der Verband Umlagen erheben.

(2)	� Der Beitrag ist für alle Mitglieder in derselben Höhe festzusetzen. Die von der Mitglieder-

versammlung zu beschließende Beitragsordnung kann Regelungen vorsehen, nach denen 

in Ausnahmefällen der Beitrag ermäßigt, erlassen oder nur zeitanteilig erhoben wird.  

Satz 1 gilt sinngemäß für Umlagen.

(3)	� Rückständige Beiträge und Umlagen unterliegen der Verjährung. Die Verjährungsfrist 

beträgt vier Jahre; sie beginnt mit dem Schluss des Jahres, in dem Beiträge und Umlagen 

entstanden sind.



Wahlordnung

§ 1 Geltungsbereich
 

Die Wahlordnung gilt für

	 a)	die Wahl des 1. Vorsitzenden,

	 b)	die Wahl der stellvertretenden Vorsitzenden,

	 c)	die Wahl der Bezirksstellenleiter und stellvertretenden Bezirksstellenleiter,

	 d)	die Wahl der Ortsstellenleiter,

	 e)	die Wahl der Rechnungsprüfer und deren Stellvertreter und

	 f)	 die Wahl des Finanzausschusses.

§ 2 Wahlvorschläge
 

(1)	� Jedes Mitglied ist berechtigt, für jedes zur Wahl stehende Ehrenamt Kandidaten vorzu-

schlagen. Wahlvorschläge für das Amt des 1. Vorsitzenden sowie die Ämter der stellver-

tretenden Vorsitzenden müssen schriftlich vor der Mitgliederversammlung erfolgen.

(2)	� Die schriftlichen Wahlvorschläge für ein Amt im Geschäftsführenden Vorstand müssen 

unter Nennung von Namen, Vornamen, Berufsbezeichnung und dem Ort der beruflichen 

Niederlassung der zur Wahl vorgeschlagenen Person mindestens zwei Wochen vor der 

Mitgliederversammlung in der Geschäftsstelle des Verbandes eingegangen sein. Die Wahl-

vorschläge müssen den Absender erkennen lassen und von diesem unterschrieben sein. 

Später eingehende Vorschläge werden nicht berücksichtigt (Ausschlussfrist). Fällt das 

Fristende auf einen Sonnabend, Sonn- oder Feiertag, so tritt an die Stelle eines solchen 

Tages der nächste Werktag.

§ 3 Geheime und offene Wahlen, Stimmrechtsübertragungen
 

(1)	� Die Wahlen des 1. Vorsitzenden, der stellvertretenden Vorsitzenden, der Bezirksstellen-

leiter und deren Stellvertreter sowie der Ortsstellenleiter ist geheim durchzuführen,  

wenn dies von mindestens 20 Mitgliedern des wählenden Organs verlangt wird.

(2)	� Andere Wahlen sind geheim durchzuführen, wenn dies von der Mehrheit der anwesenden 

Mitglieder des wählenden Organs verlangt wird.

(�Fassung vom 31.08.1994, zuletzt geändert durch Beschluss der Mitgliederversammlung 

vom 09.07.2019) (3)	� Wird die geheime Wahl nach Abs. (1) oder (2) nicht verlangt, ist die Wahl offen  

durchzuführen.

(4)	 Stimmrechtsübertragungen sind nicht zulässig (§ 7 Abs. (5) der Satzung).

§ 4 Wahlleitung
 

(1)	� Bei den Wahlen von Mitgliedern des Geschäftsführenden Vorstandes und vor Beginn  

einer geheimen Wahlhandlung wählt die Versammlung mit einfacher Mehrheit in offener 

Wahl einen Wahlausschuss. Der Wahlausschuss besteht aus fünf Mitgliedern. Die Zahl  

der Mitglieder kann bei Bedarf auf Beschluss der Versammlung erweitert werden.  

Zu Mitgliedern des Wahlausschusses können nur Verbandsmitglieder gewählt werden,  

die nicht für die durchzuführende Wahl kandidieren. Der Wahlausschuss wählt aus  

seiner Mitte einen Wahlleiter.

(2)	� Bei der Wahl von Bezirksstellenleitern und deren Stellvertretern sowie der Orts- 

stellenleiter wählt die Versammlung einen Wahlleiter. Bei Bedarf können dem Wahl- 

leiter auf Beschluss der Versammlung Mitglieder beigeordnet werden. Im Übrigen gilt  

Abs. (1) sinngemäß.

(3)	� In den Fällen, in denen nach Abs. (1) und (2) die Bildung eines Wahlausschusses  

bzw. die Wahl eines Wahlleiters erforderlich ist, leitet der Wahlleiter die Wahl.  

In allen übrigen Fällen wird die Wahl vom 1. Vorsitzenden geleitet.

§ 5 Vorschriften für die offene Wahl
 

(1)	� Der Wahlleiter hat die vorliegenden Vorschläge unter Nennung von Namen, Vornamen, 

Berufsbezeichnung und Ort der beruflichen Niederlassung bekanntzugeben. Er stellt die 

Gültigkeit der eingereichten Wahlvorschläge fest. Liegt für jedes zu besetzende Amt eine 

ausreichende Zahl von Wahlvorschlägen vor, beginnt die Wahlhandlung.

(2)	� Soweit keine ausreichende Zahl gültiger schriftlicher Vorschläge vorliegt, ist jedes Mitglied 

berechtigt, in der Mitgliederversammlung jeweils bis zum Beginn der betreffenden Wahl-

gänge Vorschläge abzugeben. Stellt der Wahlleiter auf Befragen fest, dass keine weiteren 

Vorschläge eingebracht werden, gibt er diese unter Nennung von Namen, Vornamen, 

Berufsbezeichnung und Ort der beruflichen Niederlassung bekannt. Sodann beginnt  

die Wahlhandlung.
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(3)	� Sind für ein zu besetzendes Ehrenamt mehrere Kandidaten vorgeschlagen, so hat der 

Wahlleiter die Kandidaten in der alphabetischen Reihenfolge ihrer Namen durch Aufruf  

zur Wahl zu stellen. Gewählt ist, wer die Mehrheit der gültigen Stimmen auf sich vereinigt.  

Erhält einer der Kandidaten nicht die Mehrheit der gültigen Stimmen, so findet ein zweiter 

Wahlgang statt. In diesem Wahlgang ist der Kandidat gewählt, der die meisten Stimmen 

auf sich vereinigt.

(4)	� Ist für ein zu besetzendes Ehrenamt nur ein Kandidat vorgeschlagen, so wird dieser vom 

Wahlleiter durch Aufruf zur Wahl gestellt. Erhält der Kandidat die Mehrheit der abgege-

benen Stimmen, so ist er gewählt. Erhält er nicht die erforderliche Mehrheit, so ist ein 

zweiter Wahlgang durchzuführen. Werden für den zweiten Wahlgang weitere Kandidaten 

vorgeschlagen, so erfolgt der zweite Wahlgang nach Maßgabe des Absatzes (2). Wird kein 

Kandidat vorgeschlagen, gilt der Kandidat des ersten Wahlgangs als gewählt.

§ 6 Vorschriften für die geheime Wahl
 

(1)	� Die Regelungen des § 5 Absätze (1) und (2) gelten entsprechend für die geheime Wahl. 

Die geheime Wahl ist unter Verwendung der vom Verband ausgegebenen Stimmzettel  

durchzuführen. Auf Beschluss des Hauptvorstandes kann die geheime Wahl in der Ver-

sammlung auch in elektronischer Form (elektronische Wahl) erfolgen. Die eingesetzte 

Wahlsoftware muss von einem auf elektronische Wahlen spezialisierten Dienstleister  

stammen und vom Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) zertifi- 

ziert sein.

(2)	� Sind mehrere Stimmzettel ausgegeben, so bestimmt der Wahlleiter den zu verwendenden 

Stimmzettel.

(3)	� Die Stimmen für die zu besetzenden Ehrenämter werden dadurch abgegeben, dass die  

Namen höchstens so vieler Kandidaten auf den Stimmzettel gesetzt oder auf ihm an-

gekreuzt werden, als Mandate zur Wahl stehen.

(4)	� Enthält der Stimmzettel mehr Namen oder auf ihm angekreuzte Namen als Mandate  

zu besetzen sind, ist er ungültig. Enthält der Stimmzettel weniger Namen, gelten die  

nicht abgegebenen Stimmen als Enthaltung; das Gleiche gilt für unleserliche Namen  

oder Namen von nicht vor Beginn der Wahlhandlung vorgeschlagenen Kandidaten.  

Stimmzettel mit nicht richtig geschriebenen Namen sind gültig, wenn aus ihnen der  

Wille des Abstimmenden hinsichtlich der Personenbestimmung eindeutig erkennbar ist. 

Mehrmals aufgeführte Namen werden nur einmal gezählt.

(5)	� Die Stimmzettel sind von den vom Wahlleiter bestimmten Wahlhelfern, im Fall des § 3 vom 

Wahlausschuss und den von ihm bestimmten Wahlhelfern, einzusammeln und auszuzählen.

(6)	� Erhält einer der Kandidaten nicht die Mehrheit der gültigen Stimmen, so findet ein  

zweiter Wahlgang unter gleichen Verfahrensregeln für die noch unbesetzten Mandate 

statt. In diesem Wahlgang sind die Kandidaten gewählt, welche die meisten Stimmen auf 

sich vereinigen. Wird für ein zu besetzendes Ehrenamt im zweiten Wahlgang kein weiterer 

Kandidat vorgeschlagen, gilt der Kandidat des ersten Wahlgangs als gewählt.

§ 7 Verkündung der Wahlergebnisse, Niederschrift
 

(1)	� Der Wahlleiter hat nach jedem Wahlgang das Wahlergebnis zu verkünden. Der Wahlgang 

ist in einer Niederschrift unter Angabe der Zahl der erschienenen Mitglieder festzuhalten, 

die vom Wahlleiter, in Fällen des § 3 von den Mitgliedern des Wahlausschusses, zu unter-

zeichnen ist.

(2)	� Die Wahlvorschläge und die bei der geheimen Wahl abgegebenen Stimmzettel sind zusam-

men mit den Unterlagen für die Niederschrift (Zählbogen) mindestens sechs Monate in der 

Geschäftsstelle aufzubewahren.

§ 8 Annahme der Wahl, Ergänzungswahl
 

(1)	� Die Annahme der Wahl kann von einem in der Versammlung während der Wahlhandlung 

anwesenden Mitglied nur in der Versammlung abgelehnt werden. In diesem Fall findet die 

Ergänzungswahl unverzüglich statt.

(2)	� Ein nicht in der Versammlung während der Wahlhandlung anwesendes Mitglied kann die 

Annahme der Wahl nur innerhalb einer Frist von vier Wochen nach Eingang der Mitteilung 

über die Wahl ablehnen. Wird die Annahme der Wahl abgelehnt, so ist in der nächsten 

Versammlung eine Ergänzungswahl durchzuführen.

§ 9 Abberufung

Die Abberufung aus einem Ehrenamt kann nur in geheimer Wahl erfolgen.



Beitragsordnung

§ 1 Beitragspflicht
 

(1)	 Beitragspflichtig sind alle Mitglieder des Verbandes nach § 3 der Satzung.

(2)	 Das Beitragsjahr ist das Kalenderjahr, für das ein Jahresbeitrag festgesetzt wird.

(3)	� Die Beitragspflicht beginnt mit dem 1. des Monats, der dem Aufnahmeantrag folgt,  

und endet mit Ablauf des Monats, in dem die Mitgliedschaft gem. § 3 Abs. (4) der  

Satzung erlischt. Auf jeden Monat der Mitgliedschaft entfällt 1/12 des Jahresbeitrages.

§ 2 Festsetzung und Höhe des Beitrages
 

Der Beitrag wird von der Mitgliederversammlung für alle Mitglieder in gleicher Höhe festgesetzt. 

Die Mitgliederversammlung beschließt auch den ermäßigten Beitrag gem. § 3.

§ 3 Ermäßigung, Stundung und Erlass von Beiträgen
 

(1)	� In Ausnahmefällen kann auf Antrag der Beitrag ermäßigt, gestundet oder erlassen werden. 

Die Anträge sind unter Darlegung der wirtschaftlichen Verhältnisse und sonstiger wesent-

licher Umstände zu begründen.

(2)	� Der Hauptvorstand erlässt Richtlinien für die Gewährung des ermäßigten Beitrages.

(3)	� Auf begründeten Antrag kann die festgesetzte Beitragsschuld gestundet oder erlassen  

werden.

§ 4 Fälligkeit der Beiträge
 

Der Jahresbeitrag ist zum 1. März des Kalenderjahres fällig. Für zeitanteilige Beiträge kann die 

Fälligkeit abweichend festgelegt werden.

(�Fassung vom 25.06.2008)
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